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geltenden Preisvorschriften nach den gleichen Prinzipien zu 
ermitteln ist wie die Entschädigungssumme. Die Mehrkosten 
für die Beschaffung eines höherwertigen Ersatzobjekts sind 
ebensowenig Gegenstand der Entschädigung wie ein erwar­
teter zukünftiger Ertrag oder Gewinn.

Rechtspflicht örtlicher Räte 
zur Unterstützung der Bürger

Bereits in der Vergangenheit haben die Räte der Kreise, 
Städte, Stadtbezirke und Gemeinden in Fällen des Entzugs 
des Eigentumsrechts für gemeinnützige Zwecke die bisheri­
gen Eigentümer auf vielfältige Weise bei der Wiederbeschaf­
fung von Eigenheimen unterstützt und so dazu beigetragen, 
das Vertrauensverhältnis der Bürger zu ihrem sozialistischen 
Staat zu festigen. In § 5 wird nunmehr die Unterstützung der 
Bürger als eine gesetzliche Pflicht der örtlichen Räte umfas­
send ausgestaltet und differenziert für Eigenheime, Grund­
stücke und Gebäude für die persönliche Hauswirtschaft sowie 
für Wochenendgrundstücke geregelt.

Auf die praktisch bedeutsamsten Maßnahmen zur Unter­
stützung der Bürger bei der Wiederbeschaffung von Eigen­
heimen und persönlichen Hauswirtschaften orientiert § 3 der 
DVO zum Entschädigungsgesetz. Welche Form der Unter­
stützung gewährt werden kann, hängt von den Möglichkeiten 
des Territoriums ab. Finden sich zunächst keine Möglichkeiten 
der Wiederbeschaffung im Territorium, so bleibt die Unter­
stützungspflicht bestehen. Das entspricht der zwingenden 
Formulierung im Gesetz und macht den hohen Stellenwert 
deutlich, den der sozialistische Staat diesen Formen des per­
sönlichen Eigentums der Bürger beimißt. Mit dieser Regelung 
wurde ein Äquivalent für die bisher mögliche Gewährung 
einer Naturalentschädigung geschaffen.10

Bei der Unterstützungspflicht in bezug auf die Wiederbe­
schaffung von persönlich genutzten bebauten Wochenend­
grundstücken werden die territorial unterschiedlichen, oft­
mals sehr begrenzten Voraussetzungen für einer Wiederbe­
schaffung insoweit berücksichtigt, als „im Rahmen der Mög­
lichkeiten des Territoriums Unterstützung zu gewähren“ ist 
(§5 Abs. 1). Für die Wiederbeschaffung von Kleingärten des 
VKSK gelten wie bisher spezielle staatliche Festlegungen.

Weitere Regelungen zum Vorteil der Bürger

In der Neufassung des Entschädigungsgesetzes wurden be­
währte Regelungen zum Vorteil der Bürger beibehalten. Dazu 
gehört die Verzinsung der Entschädigung mit 4 Prozent vom 
Tag der Wirksamkeit des Entzugs des Eigentumsrechts bis 
zum Tag der Zahlung der Entschädigung (§ 3 Abs. 2). Weiter­
hin besteht wie bisher die Möglichkeit, Bürgern der DDR 
volkseigene Forderungen zu erlassen, wenn eine Begleichung 
aus der Entschädigung nicht erfolgen kann (§ 7). Soweit die 
Entschädigung in Raten gezahlt wird, werden wie bisher für 
Beträge über 3 000 M grundsätzlich Schuldbuchforderungen be­
gründet (§ 12 Abs. 2). Über die jährliche Rate von 3 000 M 
hinausgehende Beträge können für die Erhaltung und Schaf­
fung von Wohnraum ausgezahlt werden (§12 Abs. 4).

Das in Übereinstimmung mit § 13 Abs. 1 Ziff. 3 des Bau­
landgesetzes aufgenommene Verfahren, Ansprüche der bis­
herigen Mieter oder Nutzer für bauliche Veränderungen oder 
Anpflanzungen auf Grund von Miet- oder Nutzungsverträgen 
unmittelbar aus der Entschädigung zu befriedigen (§ 6), soll 
Erleichterungen für die Anspruchsberechtigten schaffen. Ins­
besondere bei Ansprüchen aus baulichen Veränderungen 
durch den Mieter gemäß § 112 Abs. 3 ZGB kann an Stelle der 
mitunter langwierigen Auseinandersetzungen mit dem bis­
herigen Eigentümer der Nachweis gegenüber dem Rat des 
Kreises geführt werden. Nachgewiesene Ansprüche sind an 
erster Stelle aus der Entschädigung zu befriedigen (§ 6 Abs. 4 
Ziff. 1). Erst danach sind alle weiteren Ansprüche in der Rei­
henfolge zu erfüllen, die in den Rechtsvorschriften für die 
Verteilung des Verkaufserlöses bei der Vollstreckug in 
Grundstücke und Gebäude (vgl. § 20 GrundstVollstrVO) ge­
regelt ist.

Da das Gesetz auch für Entschädigungsverfahren anzuwen­
den ist, die bei seinem Inkrafttreten noch nicht abgeschlos­
sen sind (§ 15), werden alle vorteilhaften Neuregelungen für 
die betreffenden Bürger voll wirksam.

Mitwirkung gesellschaftlicher Kräfte 
im Entschädigungsverfahren

Das Mitglied des Rates des Kreises für Finanzen und Preise 
entscheidet über die Höhe des Entschädigungsanspruchs und 
erteilt darüber einen Feststellungsbescheid (§ 8). Es wird 
bei seiner Entscheidung von einer Entschädigungskommis­
sion (§ 9) beraten, der auch Vertreter anderer Fachorgane des 
Rates des Kreises angehören. Die ständigen Kommissionen für 
Haushalt und Finanzen der Kreistage können ihre Mitglieder 
in die Entschädigungskommission delegieren (§ 9 Abs. 2). Ver­
treter volkseigener Kreditinstitute, staatlicher Organe und 
Einrichtungen sowie der Investitionsauftraggeber können zur 
Mitarbeit in der Entschädigungskommission zeitweilig heran­
gezogen werden.

Diese umfassende Einbeziehung gesellschaftlicher Kräfte 
dient der allseitigen Klärung der Ansprüche der Bürger. Die 
Entschädigungsberechtigten haben das Recht, der Entschädi­
gungskommission ihre Anliegen zur Entschädigung vor der 
Erteilung des Feststellungsbescheides vorzutragen (§ 9 Abs. 3). 
Ihnen ist mündlich eine ausführliche Erläuterung zu geben. 
Vor der Entscheidung über eine Beschwerde gegen den Fest- 
stellungsbescheid (§§ 13, 14) hat grundsätzlich die JDntschädi- 
gungskommission zu tagen.

*

Die beiden neuen Gesetze ordnen sich ein in die Aufgaben­
stellung des X. Parteitages der SED, die sozialistische Rechts­
ordnung weiter zu vervollkommnen und die Rechtsvorschrif­
ten dem erreichten Stand der gesellschaftlichen Entwicklung 
anzupassen. Sie dienen dazu, bei konsequenter Wahrung der 
gesetzlichen Rechte und Interessen der Bürger das Bauland 
und bauliche Grundfonds rationell zu nutzen sowie geplante 
Investitionen mit hohem Nutzeffekt zu verwirklichen.

10 Vom WegfaU der dispositiven Regelung der Naturalentschädigung 
wird die in anderen Rechtsvorschriften (Wassergesetz, Boden- 
nutzungsVO u. a.) vorgesehene Gewährung eines Naturalersatzes 
nicht berührt.

Neue Dokumentenbände aus dem Staatsverlag der DDR
Geschichte des Staates und des Rechts der DDR 
Dokumente 1945-1949
279 Seiten; EVP (DDR): 20 M 
Dokumente 1949-1961
297 Seiten; EVP (DDR); 21,50 M
Der erste Band enthält — z. T. bisher unveröffentlichte — Dokumente der Anti- 
Hitler-Koalition und der SMAD, zur staatspolitischen Konzeption der 
Arbeiterklasse und ihrer Partei, zu den demokratischen Parteien und Organi­
sationen im politischen System der antifaschistisch-demokratischen Macht, zur 
Entstehung und Entwicklung der antifaschistisch-demokratischen Staatsorgane, 
zur staatlichen Leitung der antifaschistisch-demokratischen Umwälzung sowie 
zur Ausarbeitung der Verfassung und zur Gründung der DDR.

Im zweiten Band finden sich wichtige Dokumente aus den Jahren 1949 bis 
1941, die bisher schwer zugänglich und teilweise unveröffentlicht waren. Sie 
betreffen die staatspolitische Konzeption der SED während des Aufbaus der 
Grundlagen des Sozialismus, die Entwicklung der sozialistischen Staatsmacht, 
die befreundeten Parteien, die Nationale Front und die Massenorganisationen 
sowie das funktionelle Wirken der sozialistischen Staatsmacht.

Die Dokumente beider Bände, deren Herausgeber das Institut für Theorie 
des Staates und des Rechts der Akademie der Wissenschaften der DDR 1st, 
wurden mit dem Ziel ausgewählt, dem staats- und rechtshistorisch inter­
essierten Leser eine möglichst umfassende Quellensammlung über die Ent­
wicklung und das Wirken von Staat und Recht in den Jahren 1945 bis 1961 in 
die Hand zu geben. Allein 30 Dokumente — z. T. aus Archiven — belegen die 
Entstehung und Entwicklung der antifaschistisch-demokratischen Justiz sowie 
die Herausbildung der sozialistischen Rechtspflege in der DDR. Knappe Er­
läuterungen erleichtern dem Leser das Einordnen der Dokumente in den histo­
rischen Prozeß, und ermöglichen es ihm, weitere Quellen zu erschließen.

Das Potsdamer Abkommen (Dokumentensammlung)
.4., durchgesehene Auflage; 285 Seiten; EVP (DDR): 10 M

Diese Dokumentation konzentriert sich auf Materialien von der Dreimächte- 
Konferenz vom Juli/August 1945 und die damit verbundenen wichtigsten Fest­
legungen und Vereinbarungen der Anti-Hitler-Koalition in den Jahren bis 1948. 
Sie enthält u. a. die Niederschrift der sowjetischen Delegation von den Ver­
handlungen auf der Potsdamer Konferenz (S. 39—181). Diese Dokumente haben 
auch vier Jahrzehnte nach dem zweiten Weltkrieg ihre historische Bedeutung 
und Aktualität nicht eingebüßt.


